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� Historie

Die Silikose wird seit 1929 in der Be-
rufskrankheitenverordnung aufgeführt. 
Bis 1952 wurde in der Verordnung die 
Erkrankung als „Schwere Staublungener-
krankung (Silikose)“, ab 1952 dann als 
„Staublungenerkrankung (Silikose)“ bzw. 
„Quarzstaublungenerkrankung (Silikose)“ 
geführt. Entsprechend wurde zunächst nur 
„schwere Silikose“ als Berufskrankheit ent-
schädigt. In den 1970er Jahren wurde die 
Absprache („Konvention“) getroffen, dass 
nur „relevant“ gestreute Silikosen eine An-
erkennung als Berufskrankheit begründen. 
Diese für den Steinkohlenbergbau und 
andere Industriezweige mit Exposition zu 
Stäuben aus kristallinen Kieselsäuren ange-
wandte „Moerser Konvention“ besagte, dass 
nur Silikosen mit einem Streuungsgrad von 
mindestens 2/3 p/q – bei Pinhead-Siliko-
sen mindestens p/p 2/2 – oder Schwielen-
silikosen entschädigt werden konnten. So 
genannte niedrig gestreute Silikosen, also 
Silikosen, die die vorgenannten Merkmale 
nicht erfüllten, wurden nicht als Berufs-
krankheit anerkannt. Erst ab 1990 wurde 
zwischen so genanntem Versicherungs- und 
Leistungsfall differenziert. Dem zugrunde 
lag eine Entscheidung des Bundessozial-
gerichtes aus dem Jahr 1989. Versicherte 
mit niedrig gestreuter Silikose konnten da-
mit als Versicherungsfall ohne Entschädi-
gungsleistung anerkannt werden.

� Expertengespräch „Moerser 
Konvention“

Die kontinuierliche Anwendung der „Moer-
ser Konvention“ in der Begutachtungspra-
xis wurde in den letzten Jahren wiederholt 
kontrovers diskutiert. Von Seiten der Deut-
schen Gesellschaft für Pneumologie (DGP) 
wird in einem 2005 publizierten Positions-
papier ausgeführt:

„Die frühere Moerser Konvention entspricht 
nicht dem heutigen medizinisch−wissenschaf
tlichen Kenntnisstand. … Im Einzelfall sind 
… auch bei gering gestreuter Silikose Lun-
genfunktionseinschränkungen hinsichtlich 
ihrer Ursache im Rahmen der Rechtstheorie 

der wesentlich mitwirkenden Bedingung zu 
überprüfen. Falls eine als haftungsbegründend 
anzusehende Einwirkung von Stäuben mit 
kristallinen Kieselsäuren vorlag und andere 
Ursachen fehlen bzw. für das Krankheitsbild 
nicht als überragend bedeutsam anzusehen 
sind, sind solche Funktionsstörungen mit 
überwiegender Wahrscheinlichkeit auf diese 
Berufskrankheit zurückzuführen“ (Pneumo-
logie 2005; 59: 549–553).

Eine weitergehende Beschreibung der als 
haftungsbegründend anzusehenden Ein-
wirkung oder ein Vorschlag zur Art und 
Weise der Berücksichtigung von die Lungen-
funktion negativ beeinflussenden anderen 
Ursachen (z. B. Tabakabusus) erfolgt im 
Positionspapier der DGP nicht.

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversi-
cherung (DGUV) und die Bergbau-Berufs-
genossenschaft haben deshalb in der Folge 
unter Beteiligung betroffener Fachgesell-
schaften (Deutsche Gesellschaft für Arbeits-
medizin und Umweltmedizin [DGAUM], 
Bundesverband der Pneumologen, Deut-
sche Gesellschaft für Pneumologie, Deut-
sche Röntgengesellschaft, Deutsche Ge-
sellschaft für Epidemiologie, Deutsche 
Gesellschaft für Pathologie) sowie weiterer 
Sachverständiger ein Expertengespräch zur 
Begutachtungs- und Entschädigungspraxis 
geringgradig gestreuter Silikosen organisiert. 
Dieses Fachgespräch fand am 07. 05. 2007 
in Bochum statt.

Nach ausführlicher Diskussion wurde 
von den anwesenden Experten einver-
nehmlich festgestellt, dass die Begutach-
tungs- und Entschädigungspraxis im Sinne 
der „Moerser Konvention“ nach wissen-
schaftlichen Kriterien nicht belastbar ist. 
Die Experten vertraten die Auffassung, 
dass nur eine unzureichende Korrelation 
zwischen dem radiologisch feststellbaren 
Ausprägungsgrad einer Silikose und den 
bestehenden Funktionseinschränkungen 
besteht. Es bestand Konsens, dass eine Ex-
position gegenüber silikogenen Feinstäuben 
wesentlich enger mit Funktionseinschrän-
kungen assoziiert ist und die radiologische 
Ausprägung der Silikose über den Nachweis 
der Exposition hinausgehend kein eindeu-
tig abgrenzbarer zusätzlicher Risikofaktor 
ist.

Das auf Basis der Konvention bislang 
praktizierte Vorgehen, wonach nur Siliko-
sen ab ILO 2/3 oder Schwielensilikosen 
entschädigt werden, ist nach Auffassung der 
Experten wissenschaftlich nicht zu begrün-
den und daher in dieser Form nicht weiter 
anzuwenden. Auch zwischen ILO 1/1 und 
2/3 können beruflich (quarz)staubbedingte 
Funktionseinschränkungen auftreten, die 
ihren Grund in einer entsprechenden Ex-
position gegenüber silikogenen Stäuben 
haben.

Wird basierend auf einer Röntgen-Tho-
raxaufnahme p.a. eine Silikose 1/1 nach 
ILO 2000 festgestellt oder gibt es sons-
tige Hinweise auf eine Silikose, sind in 
einer Einzelfallbegutachtung weitere Be-
fundabklärungen z. B. unter Einschluss von 
Funktionsuntersuchungen und Belastungs-
diagnostik erforderlich, um zu prüfen, ob 
neben dem Versicherungsfall auch ein Leis-
tungsfall vorliegt. Hierfür fehlen aber noch 
einheitliche Beurteilungskriterien.

Für das weitere Vorgehen wurde fest-
gehalten, dass die beteiligten Fachgesell-
schaften und die DGUV kurzfristig Krite-
rien für die Begutachtungs- und Entschädi-
gungspraxis erarbeiten.
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